
STADT MARKLEEBERG

Satzung zum
Bebauungsplan 

"Wohngebiet 
Hermann-Müller-Straße" 1. Änderung

Übersichtskarte:

Hinweise

1 Archäologische Funde
Das Plangebiet liegt in einem archäologischen Relevanzbereich. Vor Beginn der Erschließungs- und 
Bauarbeiten muss im von Bautätigkeit betroffenen Areal durch das Landesamt für Archäologie eine 
archäologische Grabung durchgeführt werden. Diese besteht in der Flächenplanierung, d. h. 
Abtragung des Oberbodens mittels eines exakt arbeitenden Großgerätes (Hydraulikbagger mit 
Böschungshobel). Zur Überwachung der Flächenabtragung muss ein Facharchäologe des 
Archäologischen Landesamtes ständig zugegen sein. Auftretende Befunde und Funde sind 
sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren; Bauverzögerungen sind dadurch nicht 
auszuschließen. Der Termin für die Grabung ist mit dem Landesamt für Archäologie im Rahmen einer 
Vereinbarung abzustimmen. Das Ergebnis der Grabung kann weitere archäologische Untersuchungen 
erforderlich machen. Für die Grabungen ist zwischen dem Bauherren und dem Landesamt für 
Archäologie  eine Vereinbarung abzuschließen, die den Zeit und den Kostenrahmen benennt. 
Die Genehmigungspflicht für o. g. Vorhaben ergibt sich aus § 14 SächsDSchG. Danach bedarf der 
Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten usw. an einer Stelle ausführen will, von 
der bekannt oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden.

2 Altlastenverdachtsfläche
Im Plangebiet befinden sich Flächen der ehemaligen Deponie "Städtelner Straße". Es wird auf den 
"Abschlussbericht zur Gefährdungsabschätzung der Deponie Städtelner Straße in Markkleeberg" der 
ICP GmbH, Leipzig, vom 30.06.1992 und auf die "Erweiterte Nachrecherche Deponie Städtelner 
Straße" der Infutec Dr. Neumayr GmbH, Markkleeberg, Projekt-Nr.: 79100284 vom 15.10.1998 
verwiesen.
Die bei den Baumaßnahmen anfallenden mineralischen Abfälle dürfen (soweit sie nach § 7 Abs. 2 
KrWG) zu vertreten sind, nicht auf Deponien abgelagert werden. Im Rahmen der Baumaßnahme nicht 
verwendbarer Bodenaushub ist anderweitig einer stofflichen Verwertung zuzuführen, soweit er nach § 
7 Abs. 4 KrWG zu verwerten ist. Eine Ablagerung auf Deponien zum Zwecke der Beseitigung ist nach 
§ 2 Abs. 5 SächsABG nicht zulässig. 
Werden bei den Erschließungsarbeiten konterminierte Stoffe vorgefunden, sind diese zu separieren 
und zu untersuchen. Anhand der Untersuchungsergebnisse ist über eine Verwendung / Behandlung 
oder Entsorgung des anfallenden kontaminierten Materials zu entscheiden. Nicht kontaminierter 
Bodenaushub ist einer Verwertung zuzuführen (§ 6 Abs. 1 KrWG).

3 Baugrund
Für die Planung der einzelnen Bauvorhaben ist in jedem Fall eine projektbezogene 
Baugrunderkundung erforderlich, auf deren Grundlage der erforderliche Aufwand für die Gründung am 
jeweiligen Standort bestimmt werden kann. Im Übrigen wird auf das "Geotechnische Gutachten für 
das Gelände zwischen Städtelner Straße / Siedlungsbebauung Großstädteln / 
Herrmann-Müller-Straße und EKZ Marktkauf" des Sachverständigenbüros Götz vom 30.06.2006 und 
auf das Baugrundgutachten zur Versickerung von Niederschlagswasser (Geotechnischer Bericht) zum 
Bebauungsplan "Wohngebiet Hermann-Müller-Straße" des Sachverständigenbüros Götz vom 
19.06.2007 verwiesen.

4 Bodenschutz
Boden ist grundsätzlich nach Bodenarten zu trennen. Der Oberboden (Mutterboden) ist vor Baubeginn 
abzuschieben, zu sichern (§ 202 BauGB) und nach der Baumaßnahme wieder einzubringen. Nicht zu 
überbauende Vegetationsflächen sind vom Baubetrieb freizuhalten. Das gesamte Aushubmaterial ist 
getrennt nach Bodenart zu gewinnen und zu lagern. Auf die Inhalte des KrW-/ AbfG sowie des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes vom 17.03.1998 (BGBl. I 1998, 502) sowie die 
Bundesbodenschutzverordnung vom 12.07.1999 sei hiermit verwiesen.
Bodenversiegelungen sind zu minimieren. Nicht mehr benötigte versiegelte Flächen sind 
zurückzubauen und auf der Grundlage des § 12 des Bundesbodenschutzgesetzes zu rekultivieren.

5 Vermessungs- und Grenzmarken
Im Bereich des Planungsvorhabens befinden sich Vermessungs- und Grenzmarken, die entsprechend 
§ 6 Abs. 1 SächsVermKatG besonders zu schützen sind bzw. erhalten werden müssen. Sollte eine 
Beeinträchtigung durch Baumaßnahmen unumgänglich sein, ist gemäß § 6 Abs. 2 SächsVermKatG 
die Sicherung rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten dem Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Vermessungsamt, als zuständige Vermessungsstelle oder einem Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur in Auftrag zu geben.

6 Pflanzlisten
Die Pflanzungen haben fachgerecht gemäß den benannten Fachnormen und Regelwerken der 
Gehölzschutzsatzung der Stadt Markkleeberg und den Grundsätzen der FLL (1990) zu erfolgen. Der 
Erhalt der Anpflanzung ist durch eine fachgerechte Pflege dauerhaft sicherzustellen. Die Pflanzlisten 
sind Vorschläge und haben empfehlenden Charakter.

Pflanzliste A (Bäume auf privaten Grundstücken)

Art Deutscher Name
Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn
Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn
Malus sylvestris Wildapfel
Malus domestica Sorten Apfel
Prunus cerasus Sorten Sauerkirsche
Prunus avium Sorten Süßkirsche
Prunus domestica Sorten Pflaume
Prunus mahaleb Steinweichsel
Pyrus pyraster Wildbirne
Pyrus communis Sorten Birne

Pflanzliste B (Kletterpflanzen)

Art Deutscher Name
Hedera helix Gewöhnlicher Efeu
Lonicera caprifolium Echtes Geißblatt
Parthenocissus quinquefolia Wilder Wein
Parthenocissus tricuspidata ‘Veitchii’ Selbstklimmer
Polygonum aubertii Schlingknöterich
Rosa spec. Kletterrosen
Vitis vinifera in Sorten Weinreben
Wisteria sinensis Glycinie, Blauregen
Spalierobst (Birne, Apfel)

7 Baufeldfreimachung
Die Baufeldfreimachung ist außerhalb der Vegetationszeit vorzunehmen. Sollte im Zeitraum vom 
01.03. bis 30.09. Bodenarbeiten oder Gehölzbeseitigungen vorgenommen werden, ist im Vorfeld die 
Fläche auch faunistisch zu untersuchen. Das Ergebnis ist rechtzeitig dem Umweltamt vorzulegen.

8 Altlasten/Bodenschutz
Für jegliche Baumaßnahmen im Plangebiet sind vorhabenbezogene Baugrunduntersuchungen
nach DIN 4020 durchzuführen.

9 Betriebsplan "Folgen des Grundwasserwiederanstiegs"
Das Plangebiet befindet sich im räumlichen Geltungsbereich des Betriebsplanes "Folgen des 
Grundwasserwiederanstiegs für den Tagebau Cospuden und darüber hinaus in einem 
wasserrechtlichen Untersuchungsgebiet. Dieser liegt bei Sächsischen Oberbergamt Freiberg und den 
zuständigen Landeskreisämtern vor. Angaben dazu können bei diesen Behörden erfragt werden.
Vor Beginn der geplanten Baumaßnahme werden objektkonkrete Baugrunduntersuchungen unter 
Berücksichtigung der aktuellen prognostischen hydrogeologischen Randbedingungen und zur 
Untersuchung der Beschaffenheit des Grundwassers empfohlen.

10 Berücksichtigung einer tangierenden Trinkwasserleitung
Im Gehweg der Hermann-Müller-Straße, also außerhalb des Geltungsbereiches, ist eine 
Trinkwasserleitung PE-HD DN 80 verlegt. Die Trasse selbst ist nicht durch den Bebauungsplan 
betroffen. Mit Lage in einer öffentlichen Verkehrsfläche ist die Zugänglichkeit gesichert. 
Durchschnittlich liegt die Leitung 1,20m und an der engsten Stelle 0,5m vom Geltungsbereich entfernt. 
Es wird darauf hingewiesen, dass es bei geplanten Baumaßnahmen auf den Grundstücken zur 
Herrmann-Müller-Straße mit der Unterschreitung der Mindestabstände in jedem Fall der Abstimmung 
mit dem Leitungsbetreiber bedarf. Eine gegenseitige nachteilige Beeinflussungen von Rohrleitung und 
angrenzender Bauwerke ist auszuschließen.

11 Planungen und Gutachten zum Bebauungsplan
Dem Bebauungsplan liegen folgende Planungen und Gutachten bei:

- Umweltbericht zum Bebauungsplan "Wohngebiet Hermann-Müller-Straße", 1. Änderung, 
  Seecon Ingenieure GmbH, 25.11.2015
- Grünordnungsplan, Seecon Ingenieure GmbH, 25.11.2015
- Schalltechnische Untersuchung im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan "Wohngebiet Hermann-
  Müller-Straße" der Stadt Markkleeberg, Gutachten Nr. 5060307, Dr. Kiebs + Partner
  GmbH, Markkleeberg, 28.03.2007
- Baugrundgutachten zur Versickerung von Niederschlagswasser (Geotechnischer Bericht) zum
  Bebauungsplan "Wohngebiet Hermann-Müller-Straße", Sachverständigenbüro Dipl.-Ing. M.
  Götz, Markkleeberg, 19.06.2007
- Fachtechnische Stellungnahme zum Bebauungsplan "Gewerbegebiet Städtelner Straße",
  Regierungspräsidium Leipzig, Leipzig, 14.06.2007
- Übersichtsgutachten zu den generellen Baugrund- und Gründungsverhältnissen für den
  Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Städtelner Straße", Sachverständigenbüro Dipl.-Ing. M.
  Götz, Markkleeberg, 30.06.2003
- Das Handelsnetz der Stadt Markkleeberg und die Wechselwirkungen zur Stadtentwicklung, IHK zu
  Leipzig / Regierungspräsidium Leipzig, Leipzig, 30.07.2003

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
[§ 9 Abs. 1 bis 3 und 5 bis 7 BauGB]

1.1 Art der baulichen Nutzung
[§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 3 - 14 BauNVO]

1.1.1 Das Plangebiet wird als allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt.
1.1.2 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sind

unzulässig.
1.1.3 Beherbergungsstätten, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen,

Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind unzulässig.
1.1.4 Einzelhandelseinrichtungen sind nur zulässig, wenn sie dem Typus "Markkleeberger Laden" entsprechen. 

Dieser Typus ist durch eine Verkaufsfläche bis maximal 50 m² gekennzeichnet.

1.2 Höhe baulicher Anlagen
[§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 18 BauNVO]

1.2.1 Die maximal Höhe der Oberkante von Gebäuden beträgt 12,00m bei Gebäuden, die einer Hauptnutzung 
dienen, bei Garagen und Nebenanlagen 4,50m über der festgesetzten maßgeblichen Geländeoberfläche.

1.2.2 Als maßgebliche Geländeoberfläche wird die mittlere Höhe der Oberkante der das Baugrundstück 
erschließenden Verkehrsfläche festgesetzt, gemessen an den Eckpunkten der anliegenden Grenze des
Baugrundstücks. Die das Baugrundstück erschließende Verkehrsfläche ist die öffentliche Verkehrsfläche, 
von der aus das Grundstück seine befahrbare, rechtlich gesicherte Zufahrt hat.

1.3 Grundflächenzahl (GRZ)
[§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 19 BauNVO]

1.3.1 Die Grundflächenzahl (GRZ) wird als Maximalwert mit 0,3 festgesetzt.
1.3.2 Für die Ermittlung der Größe der Grundfläche ist die Gesamtfläche des Grundstücks

maßgebend.
1.3.3 Eine Überschreitung der GRZ im Sinne des § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO ist unzulässig.
1.3.4 Bauliche Anlagen, die das Grundstück lediglich überdecken, den Boden jedoch nicht

versiegeln, sind nicht auf die Grundfläche anzurechnen.

1.4 Bauweise
[§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB , § 22 BauNVO]

1.4.1 In den Baugebieten ist offene Bauweise festgesetzt.
1.4.2 Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

1.5 Tiefe der Abstandsflächen
[§ 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB]
Die Tiefen der Abstandsflächen werden zu allen nachbarlich angrenzenden Grundstücken,
die durch den Bebauungsplan als allgemeines Wohngebiet festgesetzt sind, auf
0,6 H, mindestens jedoch auf 3 m festgesetzt.

1.6 Grundstücksbreiten
[§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB]

1.6.1 Die Breiten der Grundstücke, auf denen Einzelhäuser errichtet werden, müssen mindestens
18,00 m betragen.

1.6.2. Die Breiten der Grundstücke, auf denen Doppelhäuser errichtet werden, müssen mindestens
12,50 m je Doppelhaushälfte betragen.

1.7 Stellplätze und Garagen
[§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB , § 12 BauNVO]
Pro Wohneinheit sind zwei Stellplätze zu errichten.

1.8 Nebenanlagen
[§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB , § 14 BauNVO]

1.8.1 Nebenanlagen für Kleintierhaltung sind nur ausnahmsweise zulässig.
1.8.2 Tankanlagen sind nur in Kellerräumen von Gebäuden oder unterhalb der Geländeoberfläche

zulässig.

1.9 Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser
[§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Abs. 6 BauGB]

1.9.1 Das auf den Grundstücken anfallende Oberflächenwasser ist auf den Grundstücken
direkt zu versickern.

1.9.2 Das Oberflächenwasser von den öffentlichen Verkehrsflächen ist über Straßeneinläufe
zu fassen und über eine Versickerungsrigole im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen
in den unterirdischen Bauraum abzuleiten.

1.10 Öffentliche Grünfläche
[§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB]
Die öffentlichen Grünflächen sind nur mit Rasen bzw. Wiese zu bepflanzen. 

1.11. Anpflanzungen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie Bindungen für Bepflanzungen
[§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB]

1.11.1 Baumbestand, der aus bautechnischen Gründen entfernt werden muss, ist vor Baustelleneinrichtung
auf seine Verpflanzbarkeit zu überprüfen und gegebenenfalls umzupflanzen.

1.11.2 Bepflanzung im öffentlichen Verkehrsraum
 Im öffentlichen Verkehrsraum sind im Bereich der Stellplätze 4 Laubbäume Platanus x acerifolia, 

Mindestqualität Hochstamm, 3x verpflanzt, mit Ballen, 18-20 cm Stammumfang, zu pflanzen und dauerhaft 
zu unterhalten. Die Pflanzung hat fachgerecht gemäß den benannten Fachnormen und Regelwerken der
Gehölzschutzsatzung der Stadt Markkleeberg und den Grundsätzen der FLL (1990) zu erfolgen. Der Erhalt 
der Anpflanzung ist durch eine fachgerechte Pflege dauerhaft sicherzustellen.

1.11.3 Je anzupflanzenden Baum ist eine Baumscheibe von mindestens 6 m² vorzusehen.
1.11.4 Bepflanzung Privatgärten

Je vollendete 200 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein Laubbaum, Mindestqualität
Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Ballen, 14 - 16 cm Stammumfang anzupflanzen.

1.11.5 Fassadenbegrünung
Die Rück- und Seitenflächen von Garagen und Nebenanlagen sowie fensterlose Wandflächen
von Wohngebäuden über 50 m² Fläche sind mit Klettergehölzen, Mindestqualität
2 x v, 60 - 100, Pflanzdichte: mindestens 1,0 Pfl./m zu begrünen.

1.11.6 Ausgleichsmaßnahme
Zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft sind auf einer Teilfläche des
Flurstücks 1/51 der Gemarkung Cröbern 1,55 Hektar der natürlichen Sukzession zu
überlassen. Diese Ausgleichsmaßnahme wird den durch den Bebauungsplan ausgewiesenen
Flächen insgesamt zugeordnet.

1.12 Von Bebauung freizuhaltende Flächen
[§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB]

1.12.1 Die Errichtung von baulichen Anlagen, außer von Stellplätzen, Zufahrten, Wegen und
Terrassen ist unzulässig.

1.12.2 Die Errichtung von Anlagen zur Versickerung von Oberflächenwasser ist unzulässig.

2. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
[§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 SächsBO]

2.1 Dachgestaltung
2.1.1 Dächer von Hauptgebäuden müssen eine Mindestdachneigung von 25 Grad aufweisen.
2.1.2 Dächer von Garagen und Nebenanlagen müssen eine Mindestdachneigung von 20° aufweisen.
2.1.3 Als Bedachungsmaterial sind ausschließlich Tondachziegel, Betondachsteine oder Schieferschindeln zulässig.
2.1.4 Für Doppelhäuser ist ein einheitliches Bedachungsmaterial zu verwenden.
2.1.5 Die Gesamtlänge von Gaupen darf maximal 1/3 der Trauflänge betragen.
2.1.6 Der Abstand der Gaupen zum Ortgang muss mindestens 1,50 m betragen.

2.2 Abschirmung von Mülltonnenabstellplätzen
Mülltonnenabstellplätze sind gegen Einblick bis zu einer Höhe von 1,50 m abzuschirmen.
Sie sind entweder in Bauteile einzubeziehen oder mit Hecken zu umpflanzen.

2.3 Einfriedungen
Als Einfriedung sind nur Zäune mit einer maximalen Sockelhöhe von 20 cm und einer
Gesamthöhe von 1,50 m zulässig.

2.4 Werbeanlagen
2.4.1 Werbeanlagen sind nur bis zu einer Höhe von 4,50 m über der Bezugshöhe zulässig.
2.4.2 Werbeanlagen sind nur in direkter Verbindung mit der ausgeübten Nutzung zulässig.
2.4.3 Schriftzüge dürfen eine Höhe von 0,40 m nicht überschreiten.
2.4.4 Die Länge der Werbeanlagen darf 50 % der jeweiligen Gebäudelänge nicht überschreiten.
2.4.5. Die Fläche einzelner Werbeanlagen darf 2,00 m² nicht überschreiten.
2.4.6 Selbstleuchtende Werbeanlagen sind unzulässig.

3. SONSTIGE FESTSETZUNGEN

3.1 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
[§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB]
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht GFLR
Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird zugunsten des Eigentümers des Flurstücks 179/17 der Gemarkung 
Großstädteln sowie der Ver- und Entsorgungsunternehmen in einer Breite von 7,00m festgesetzt.

3.2 Ausnahmen und Befreiungen
3.2.1 Bei Befreiungen von den Festsetzungen 1.11 sind gleichwertige Ersatzmaßnahmen festzulegen.
3.2.2 Befreiungen von den Festsetzungen 2.1 sind unzulässig.
3.3 Flächen mit eingeschränkter Bebaubarkeit
3.3.1 Gebäude und bauliche Anlagen, von denen die Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, die in diesem Bereich 

errichtet werden sollen, sind grundsätzlich genehmigungspflichtig.
3.3.2 Für Bauvorhaben ist in dem ausgewiesenen Bereich ein Standsicherheitsnachweis im Rahmen der 

Bauantragsstellung vorzulegen.
3.3.3 Die Versickerung von Oberflächenwasser ist unzulässig.
3.4 Grundwassermessstellen
3.4.1 Im Bebauungsgebiet befinden sich die Grundwassermessstellen der LMBV mbH, die im

Interesse einer ordnungsgemäßen Kontrolle des Grundwasserwiederanstiegs zu erhalten
und vor Beschädigungen entsprechend zu sichern ist.

3.4.2 Die Begehbarkeit der Standorte für Messzwecke oder für Wartungs- und Reparaturarbeiten
ist zu gewährleisten.

4. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
4.1 Archäologisches Denkmal
4.1.1 Im Plangebiet ist ein Kulturgut in Form eines ausgewiesenen Bau- und Bodendenkmals

bekannt. Es handelt sich dabei um eine kreisförmige Struktur unbekannter zeitlicher Einordnung
folgender Klassifizierung 1 :
Kulturdenkmal-Nr.: 55830-S-04
Gemarkung: Großstädteln
Objektart: kreisförmige Struktur
Zeitstellung: unbekannt

4.1.2  Die Hinweise zu Archäologischen Funden bei Baumaßnahmen sind zu beachten.
________________________________________
1 Landesamt für Archäologie Sachsen mit Landesmuseum für Vorgeschichte

Rechtsgrundlagen
Der Bebauungsplan basiert auf folgenden Rechtsgrundlagen:
- Baugesetzbuch (BauGB) vom 27. August 1997 (BGBl. I Nr. 61 S. 2141), in der Fassung der  
  Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
  20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) geändert worden ist. 
- Verordnung über die bauliche Nutzung von Grundstücken, Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
  Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), 
  zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 
- Planzeichenverordnung (PlanzV), vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58) zuletzt geändert durch Art. 2
  des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509)
- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatSchG), vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), in Kraft
  getreten am 01.03.2010 zuletzt geändert durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 2015 
  (BGBl. I S. 1474)
- Gesetz zur Neufassung der Bauordnung im Freistaat Sachsen (SächsBO), vom 28. Mai 2004
  (SächsGVBl. Nr. 8 vom 25.06.2004) zuletzt geändert am 2. April 2014, SächsGVBl. S. 238, 258
- Sächsisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (SächsNatSchG), Vom 6.Juni2013
  (SächsGVBl.S.451) geändert durch Artikel2 des Gesetzes vom 2.April2014 (SächsGVBl.S.234)
- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Freistaat Sachsen (SächsUVPG) In der Fassung der
  Bekanntmachung vom 9.Juli2007 (SächsGVBl. S.349) zuletzt geändert durch Artikel5 des Gesetzes
  vom 12.Juli2013 (SächsGVBl. S.503)
- Landesentwicklungsplan 2013 vom 12.07.2013 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.08.2013
- Regionalplan Westsachsen vom 23.05.2008 i. d. F. der Bekanntmachung vom 25.07.2008
- Flächennutzungsplan der Stadt Markkleeberg in seiner wirksamen Fassung vom 15.04.2003, Entwurf
  zur 4. Änderung (komplexe Fortschreibung) vom 09.07.2007
- Satzung zum Schutz und zur Pflege des Gehölzbestandes der Stadt Markkleeberg  
  (Gehölzschutzsatzung) vom 12.09.2012

Die Gremien der Stadt Markkleeberg haben 06.01.2015 den Vorentwurf des Bebauungsplanes 
"Wohngebiet Hermann-Müller-Straße", 1. Änderung als Grundlage für die weitere Entwicklung 
des Plangebietes empfohlen.

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB ist am 25.02.2015 in Form einer 
öffentlichen Anhörung durchgeführt worden.
Die Bekanntmachung zur öffentlichen Anhörung erfolgte in der Ausgabe Nr. 2 der Markkleeberger 
Stadtnachrichten vom Februar 2015 (Ausgabetag 30.01.2015) sowie durch Aushang vom 
03.02.2015 bis einschließlich 03.03.2015.

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind durch Schreiben vom 14.01.2015 
zur frühzeitigen Abgabe einer Stellungnahme nach § 4 Abs. 1 BauGB bis zum 27.02.2015 
aufgefordert worden.
Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB wurde bestimmt, dass die Anregungen nur zu den geänderten oder 
ergänzten Teilen abgegeben werden können.
Der Vorentwurf und die Begründung wurden entsprechend § 4 Abs. 4 BauGB in das Internet unter 
der Internetadresse http://www.markkleeberg.eu/noebpl vom 22.01.2015 bis einschließlich 
02.03.2015 eingestellt. Sofern ein Träger öffentlicher Belange über keinen Internetzugang verfügte, 
erfolgte die Abstimmung unter Zusendung der Planunterlagen.

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Der Stadtrat der Stadt Markkleeberg hat am 15.07.2015 den Entwurf des Bebauungsplanes 
"Wohngebiet Hermann-Müller-Straße", 1. Änderung, bestehend aus der Planzeichnung vom 
11.05.2015 und den textlichen Festsetzungen auf der Planzeichnung, die Begründung und den 
Umweltbericht gebilligt und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zur Auslegung bestimmt (Beschluss  Nr.: 
135-12/2015).

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Der Entwurf des Bebauungsplanes "Wohngebiet Hermann-Müller-Straße", 1. Änderung, 
bestehend aus der Planzeichnung vom 11.05.2015 und den textlichen Festsetzungen auf der 
Planzeichnung, die Begründung und der Umweltbericht sowie die verfügbaren umweltbezogenen 
Informationen haben nach erfolgter Bekanntmachung in der Ausgabe Nr. 8 der Markkleeberger 
Stadtnachrichten vom August 2015 (Ausgabetag 31.07.2015) sowie durch Aushang vom 
29.07.2015 bis einschließlich 11.09.2015 in der Zeit vom 10.08.2015 bis einschließlich 11.09.2015 
öffentlich ausgelegen.
In der Bekanntmachung ist auf das Vorbringen von Anregungen sowie auf die Regelungen des § 
47 VwGO hingewiesen worden.

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Die Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 
31.07.2015.
Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind durch Schreiben vom 31.07.2015 
zur Abgabe einer Stellungnahme nach § 4 Abs. 2 BauGB bis einschließlich 11.09.2015 aufgefordert 
worden.
Der Entwurf und die Begründung wurden entsprechend § 4 Abs. 4 BauGB in das Internet unter der 
Internetadresse www.markkleeberg.de vom 05.08.2015 bis einschließlich 15.09.2015 eingestellt. 
Sofern ein Träger öffentlicher Belange bzw. eine Nachbargemeinde über keinen Internetzugang 
verfügte, erfolgte die Abstimmung unter Zusendung der Planunterlagen.

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Die während der öffentlichen Auslegung zum Entwurf des Bebauungsplanes "Wohngebiet 
Hermann-Müller-Straße", 1. Änderung fristgemäß vorgebrachten Anregungen sowie die 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange wurden von der Stadt Markkleeberg geprüft und 
entsprechend Abwägungsbeschluss am 25.11.2015 berücksichtigt. Das Ergebnis wurde den 
Einsendern mitgeteilt. Bei Sammelanregungen erfolgte keine Einzelmitteilung.

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Der Stadtrat der Stadt Markkleeberg hat am 25.11.2015 den Bebauungsplan "Wohngebiet 
Hermann-Müller-Straße", 1. Änderung, bestehend aus der Planzeichnung vom 25.11.2015 und 
den textlichen Festsetzungen auf der Planzeichnung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung 
beschlossen (Beschluss  Nr.: ................... ) sowie der Begründung und dem Umweltbericht 
zugestimmt.

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Die Übereinstimmung der Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke im Plan mit der amtlichen 
Flurkarte wird bescheinigt.
Für die Lagegenauigkeit der Grenzdarstellung im Plan wird nicht garantiert.

Borna, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Die Satzung des Bebauungsplanes "Wohngebiet Hermann-Müller-Straße", 1. Änderung, 
bestehend aus der Planzeichnung vom 25.11.2015 und den textlichen Festsetzungen auf der 
Planzeichnung wird hiermit ausgefertigt.

Markkleeberg, den ...................................

Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister

Der Beschluss zur Satzung des Bebauungsplanes "Wohngebiet Hermann-Müller-Straße", 1. 
Änderung sowie die Stelle, bei der der Plan während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über dessen Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind in der Ausgabe Nr. 
12 der Markkleeberger Stadtnachrichten vom Dezember 2015 (Ausgabedatum 30.11.2015) 
bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§§ 214, 215 
BauGB), auf die Vorschrift des § 44 Abs. 3 und 4 BauGB über die fristgemäße Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen 
Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen sowie auf die Regelungen 
des § 47 VwGO hingewiesen worden.
Die Satzung des Bebauungsplanes "Wohngebiet Hermann-Müller-Straße", 1. Änderung ist am 
30.11.2015 in Kraft getreten.

Markkleeberg, den ...................................
Siegel

Karsten Schütze
Oberbürgermeister
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Festsetzung durch Planzeichen

1 Art der baulichen Nutzung
   (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 4 BauNVO)

allgemeines Wohngebiet

2. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
[§ 9 Abs. 1 Nr. 2  BauGB, § 23 Abs. 1 u. Abs. 3 BauNVO]

Baugrenze

3 Verkehrsflächen
   (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

  F + R Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg

Strassenbegrenzungslinie

4 Flächen für Versorgungsanlagen
   (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und Abs. 14 BauGB)

Fläche für Abwasserbeseitigung

Zweckbestimmung Abwasser

5 Grünflächen
   (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

öffentliche Grünfläche

6 Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind.

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
siehe textliche Festsetzungen 3.1

Vermaßung in Meter

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Umgrenzung von Flächen mit eingeschränkter 
Bebaubarkeit

Nachrichtliche Übernahme

Grundwassermessstelle

Flurstückgrenze laut amtlichen Kataster mit Flurstücksnummer

Gemarkungsgrenze

Böschung

ö
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Markkleeberg, den 25.11.2015
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Der Oberbürgermeister
Rathausplatz 1, 04416 Markkleeberg
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